
Lichen Rechtsvorschriften nur noch solche Aufgaben der 
Staatsorgane und wirtschaftsleitenden Organe, die un­
mittelbar die Leitung der Arbeitsverhältnisse bzw. die 
Entwicklung, Durchsetzung und Kontrolle des sozia­
listischen Arbeitsrechts im Zusammenwirken mit den 
Gewerkschaften zum Inhalt haben. Dazu gehören Be­
stimmungen über die Schaffung und Verwirklichung 
der verschiedenen Arten arbeitsrechtlicher Normativ­
akte einschließlich der Rahmenkollektivverträge ebenso 
wie Vorschriften über die Zustimmung des zuständigen 
zentralen Staatsorgans beim Abschluß von Einzelver­
trägen (§ 46), die Zustimmung des zuständigen Rates 
des Kreises bei der fristgemäßen Kündigung und frist­
losen Entlassung von Werktätigen, denen ein beson­
derer Kündigungsschutz gewährt wird (§ 59), die Zu­
stimmung des zuständigen Rates des Kreises zur Ände­
rung und Auflösung von Lehrverträgen (§§ 137 Abs. 2 
und 141 Abs. 5) sowie die Abstimmung der Arbeits­
zeitpläne mit den zuständigen örtlichen Räten (§ 167 
Abs. 1).
Verhältnis des AGB zum Wirtschaftsrecht
Sehr enge Beziehungen bestehen zwischen dem sozia­
listischen Arbeitsrecht und dem sozialistischen Wirt­
schaftsrecht. Die von beiden Rechtszweigen erfaßten 
gesellschaftlichen Verhältnisse sind verwandt. Von der 
wirksamen Gestaltung der vom Wirtschaftsrecht gere­
gelten Beziehungen hängt es wesentlich ab, wie die 
Betriebe, die einzelnen Arbeitskollektive und Werk­
tätigen die ihnen übertragenen Planaufgaben erfüllen 
und übererfüllen können und dazu stimuliert werden. 
Andererseits beeinflußt aber auch die Wirksamkeit des 
Arbeitsrechts die Realisierung der vom Wirtschafts­
recht geregelten Leitungs-, Planungs- und Koopera­
tionsbeziehungen.
Der AGB-Entwurf berücksichtigt die in der VO über 
die Aufgaben, Rechte und Pflichten der volkseigenen 
Betriebe, Kombinate und WB getroffenen Regelun­
gen. Im wesentlichen beschränkt er sich auf die Ver­
antwortung der Betriebe als sozialistischer Arbeits­
kollektive und als Partner der Arbeitsrechtsverhält­
nisse. Die im AGB-Entwurf enthaltenen Vorschriften 
über die Verantwortung der Betriebsleiter haben vor­
wiegend ihre Rechte und Pflichten als Leiter solcher 
Betriebskollektive zum Inhalt.

Verhältnis des AGB zum LPG-Recht
Gegenwärtig vollzieht sich im Zuge des planmäßigen 
Übergangs zu industriemäßigen Produktionsmethoden

in der Landwirtschaft eine weitgehende Annäherung 
der Regelung der Arbeitsverhältnisse der Genossen­
schaftsbauern an die der Arbeiter und Angestellten im 
Arbeitsrecht. Gleichwohl gehören die Arbeitsverhält­
nisse der Genossenschaftsbauern nicht zum Gegenstand 
des sozialistischen Arbeitsrechts, sondern werden nach 
wie vor vom LPG-Recht als Teil des komplexen Rechts­
gebiets Agrarrecht ausgestaltet. Daraus folgt auch, daß 
eine Angleichung der rechtlichen Regelung der Arbeits­
verhältnisse der Genossenschaftsbauern an die der 
Arbeiter und Angestellten durch das LPG-Recht er- 
folgt./9/

Verhältnis des AGB zum Zivilrecht

Im Interesse einer in sich geschlossenen Regelung des 
sozialistischen Arbeitsrechts und seiner übersichtlichen 
Gestaltung sind — im Unterschied zum GBA — in den 
AGB-Entwurf Vorschriften über das Zustandekom­
men von Verträgen (§ 41), über die Arbeitsrechts­
fähigkeit und -geschäftsfähigkeit (§§ 39 und 41 Abs. 3) 
sowie über die Verjährung von Ansprüchen (§ 128) 
auf genommen worden. Jedoch handelt es sich hier nicht 
um eine lückenlose Regelung aller Fragen, weil auf 
ein spezielles Kapitel „Allgemeine Bestimmungen“ im 
AGB verzichtet wird.
Wichtige Berührungspunkte, aber auch Abgrenzungs- 
fragen ergeben sich zwischen der arbeitsrechtlichen 
materiellen Verantwortlichkeit der Werktätigen bzw. 
den Schadenersatzleistungen des Betriebes und der 
Verantwortlichkeit für Schadenszufügung nach dem 
ZGB. Dabei ist zu beachten, daß beide Rechtszweige 
trotz der Angleichung in einigen Fragen die materielle 
Verantwortlichkeit unter Berücksichtigung der spe­
zifischen Erfordernisse, die sich aus den von ihnen 
geregelten gesellschaftlichen Verhältnissen ergeben, 
selbständig ausgestalten.

*

Zusammenfassend kann man feststellen, daß bei der 
Ausarbeitung des AGB-Entwurfs sorgfältig darauf ge­
achtet wurde, „die neuen Regelungen harmonisch in 
das geltende Rechtssystem einzuordnen, sie wirksamer 
in das gesamte System unseres Rechts zu integrieren 
und damit zugleich einen Beitrag zur weiteren Verein­
heitlichung des Rechts der DDR zu leisten“./10/

/9/ Vgl. R. Hähnert, „Fragen der Rechtsentwicklung unter den 
Bedingungen des Übergangs der Landwirtschaft zur Industrie­
mäßigen Produktion“, NJ 1977 S. 106 H. (108).
/10/ St. Supranowltz, a. a. O., S. 94.
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Weiterentwicklung des LPG-Rechts
Zu den Entwürfen der Musterstatuten der LPG Pflanzenproduktion und der LPG Tierproduktion

Gegenwärtig diskutieren Genossenschaftsbauern und Ar­
beiter in den LPGs die Entwürfe für das Musterstatut der 
LPG Pflanzenproduktion und für das Musterstatut der 
LPG Tierproduktion./l/
Die Erarbeitung dieser Musterstatuten ist eine Aufgabe, 
die auf dem IX. Parteitag der SED gestellt wurde./2/ Mit

11/ Die Entwürfe sind ln der Neuen Deutschen Bauemzettung vom 
31. Dezember 1976 und 7. Januar 1977 veröffentlicht worden. 
hl Vgl. E. Honecker, Bericht des Zentralkomitees der SED an den 
IX. Parteitag der SED, Berlin 1976, S. 65; G. Grüneberg, „Das

dieser Aufgabenstellung hat die Partei der Arbeiterklasse 
als führende Kraft in unserer Gesellschaft auch für die 
weitere Rechtsentwicklung in der Landwirtschaft/3/ ent­
scheidende Orientierungen gegeben. Der weitere Übergang 
zu industriemäßigen Produktionsmethoden, die Weiterent­
wicklung der genossenschaftlichen Verhältnisse sowie das
Grundgesetz für die LPG Leninschen Typs“, Neues Deutschland 
vom 19. Januar 1977, S. 3.
hl Vgl. dazu R. Hähnert, „Fragen der Rechtsentwicklung unter 
den Bedingungen des Übergangs der Landwirtschaft zur industrie­
mäßigen Produktion“, NJ 1977 S. 106 fl.
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